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Zwei Jahre Präsidentschaft Jacob Zuma – Wo steht Südafrika?
Ben Khumalo-Seegelken©
Gerade ein Jahr war vergangen, seitdem Präsident Jacob Zuma in sein Amt eingeführt worden war. Er schärfte in einer öffentlichen Rede Spitzenbeamten seiner Ministerien eindringlich ein, das Apartheidregime könne bald - nach 20 Jahren Freiheit - wohl nicht mehr immer mit Recht dafür verantwortlich gemacht werden, wenn Menschen dort zu Hause sein müssen, wo die Gesetze der Apartheid sie einst hingedrängt hatten – wo keiner freiwillig hinzieht – ohne Zugang zu Trinkwasser, Wohnraum, Bildung und Arbeit und keine verlässliche Lebensgrundlage und Zukunftsperspektiven.

Wieder ein Jahr ist seitdem vergangen. Eine klare konzeptionelle Stoßrichtung lässt seine Regierung immer noch vermissen.  Missstände und Fehlgriffe gibt es auch nicht wenige.  Zwei Beispiele möchte ich heute zur Sprache bringen.  Ich halte sie für Anhaltspunkte dafür, dass der Staat in Südafrika heute Gefahr läuft, von der Regierungspartei umfunktioniert und instrumentalisiert und die Verfassung in ihr Gegenteil verkehrt zu werden, sollte die Regierungspartei die eingeschlagene Linie nicht unverzüglich wieder verlassen und sich verantwortungsvoll dem Verfassungsauftrag stellen.

Zwei Beispiele
I

Schlagzeilen macht in diesen Tagen die Kontroverse, die durch eine geplante  Gesetzesänderung ausgelöst wurde.

Das Gesetz, Employment Equity Act (EEA), das 1998 verabschiedet wurde und nun zur Änderung ansteht, hat schon seinerzeit für Aufregung gesorgt.  Es sollte die Grundlage dazu liefern, dass der öffentliche Dienst „demographisch repräsentativer“ – d.h. unter Berücksichtigung der demographischen Zahlenverhältnisse - gestaltet wird. 
Dieses Gesetz soll in Zukunft nun gewährleisten, dass die Verteilung verfügbarer Arbeitsstellen auch im privat-wirtschaftlichen Sektor nunmehr nach einem Schlüssel vorgenommen wird, der nicht - wie bisher –  die regionalen, sondern die landesweiten demographischen Zahlenverhältnisse zugrunde legt. 

Sollte diese Gesetzesänderung vorgenommen werden – was nach derzeitiger Lage leider zu befürchten ist, würde dies bedeuten, dass 

in einem Betrieb der Größenordnung von beispielsweise mindestens 50 Angestellten künftig (wie zu Apartheidzeiten) die amtlich zugeschriebene ethnische Zugehörigkeit eines Menschen (- die Zuordnung also: weiß, coloured, indian/asiatic, african) darüber entscheidet, 

ob und wer angestellt werden darf 

und wer entlassen werden muss, 

wenn im spezifischen Falle der gesetzlich vorgeschriebene Schlüssel zur „demographischen Repräsentativität“ eingehalten werden soll.  

Empfindliche Strafen drohen Arbeitgebern bei Zuwiderhandlung.

Für einen Arbeitgeber in der Provinz Westkap, wo fast 60% der Einwohner der Bevölkerungsgruppe der Coloureds zugeordnet werden, sähe dies beispielweise folgendermaßen aus:

Die derzeitigen regionalen Zahlenverhältnisse stehen folgendermaßen:

(15,6% weiß, 54,8% coloured, 0,5% indian, 29,1% african)

Die landesweiten Zahlenverhältnisse stehen folgendermaßen:
(12,2% weiß, 10,9% coloured, 3,2% indian, 73,7% african)

Aus der Bevölkerungsmehrheit (54,8% coloured) würden Menschen demnach mehrheitlich (d.h. bis zu 33.9%) nicht mehr angestellt oder nicht mehr weiterbeschäftigt werden können, ohne bewusst dieses Gesetz übertreten zu müssen.  Der prozentuale Anteil der weißen Angestellten müsste demnach von derzeit 15.6% auf 12,2% verringert, der der Indians von derzeit 0,5% auf 3,2% aufgestockt und der der Africans von derzeit 29,1% auf 73,7% heraufgesetzt werden.

Man wird dabei geradezu an die Architekten der Apartheid von einst erinnert!

Öl ins Feuer gegossen haben im Zusammenhang mit der drohenden Gesetzesverschärfung Äußerungen von hoher Regierungsstelle, die dazu angetan sind, Missstimmung in breiten Schichten der Bevölkerung zu erzeugen und gedeihliches Zusammenleben empfindlich zu beeinträchtigen – und das nicht nur in der Provinz Westkap: 

Der frühere Staatssekretär im Arbeitsministerium, Jimmy Manyi, der neulich zum Regierungssprecher befördert worden ist, soll sich unlängst öffentlich dahingehend geäußert haben, dass die Menschen aus der Bevölkerungsgruppe der „Coloureds“ in der Provinz Westkap „im Überangebot“ seien, was seiner Meinung nach ein Problem darstelle, dem gesetzgeberisch begegnet werden solle.
Entsetzen großen Ausmaßes löste diese und weitere ähnliche Erklärungen des Regierungsmannes in weiten Teilen des Landes aus.  

Vergebens wartet die Öffentlichkeit jedoch bisher darauf, dass der Regierungssprecher von verantwortlicher Seite zur Rechenschaft gezogen oder zumindest zur Rede gestellt wird.  Die Opposition und einzelne hochrangige Persönlichkeiten rufen zum Rücktritt auf.  Die Regierung verhält sich jedoch weiterhin taktierend uninteressiert und lässt erklären, dass der betreffende Regierungsbeamte weiterhin „the views and decisions of government“ verkünden werde und im Amt bleibe.  Welche Folgen kann solches Verhalten auf Dauer haben?
II

Zweites Beispiel: 

Die Polizei durchsuchte in diesen Tagen die Dienststelle der Öffentlichen Ombudsmännin (Public Protector) und soll nach Beweismaterial gesucht haben, das diese zur Untersuchung eines strafrechtlich relevanten, millionenschweren Geschäftsgebahrens erhalten hatte, bei der der Chef der Polizeibehörde schuldhaft verstrickt sein solle.

Vor nicht allzu langer Zeit wurde der South African Human Research Council (SAHRC) Opfer einer ähnlichen polizeilichen Durchsuchungsaktion, nachdem er vorsichtig öffentlich angeregt hatte, offenkundig gewordene Missstände im öffentlichen Dienst untersuchen lassen zu wollen.
Verfassungsorgane zur öffentlichen Kontrolle, diese einst geachtete watch-dogs im Interesse guter Regierungsführung (good governance), werden neuerdings offensichtlich gezielt und planmäßig eingeschüchtert und bei der Wahrnehmung ihres Auftrages beeinträchtigt. 

Weder die zuständigen Hüter der Verfassung, noch die Trägerinnen und Träger öffentlicher Verantwortung haben bisher interveniert und für die Wiederherstellung unbeeinträchtigter rechtstaatlicher Kompetenzengleichgewichts gesorgt.
0

Zum Schluss zwei Beobachtungen und meine Meinung dazu:
1. Lastenausgleichsmaßnahmen einerseits Regierungskonzept andererseits:
An der Zeit (Ke nako!) wäre in Südafrika heute eine Politik, die sich nicht darin erschöpft und sich nicht damit begnügt, die ungleichen Ausgangspositionen in Folge der Apartheid durch Zuwendungen und Fördermaßnahmen beheben zu helfen, sondern diese durch Maßnahmen rassismusfreien Miteinanderlebens (Wohnen, Schule, Arbeiten, Freizeit) zu überwinden versucht.

Empowerment und affirmative action können und sollen allmählich auslaufen und durch partizipative entwicklungspolitische Programme ersetzt werden. 
Schluss könnte damit sein, dass z.B. in Bezug auf Menschen und Bevölkerungsgruppen verhängnisvolle Begriffe weiter verwendet werden und dass auf Gedankengut und auf Maßnahmen zurückgegriffen wird, die dem Geist und dem Buchstaben einer rechtstaatlichen Demokratie widersprechen. 
Immer weniger Menschen sollen darauf angewiesen sein, für ihr Auskommen nur auf „Lieferung“ (delivery) von Almosen warten zu müssen. Immer mehr Menschen sollen dazu befähigt werden, Lebensentwürfe zu entfalten, die Perspektiven bieten und Erfüllung begünstigen. 
2. Partei-Regierung-Staat :: Wählerschaft-Opposition-Verfassung
Die Rechenschaftspflicht von Abgeordneten und sonstigen Gewählten soll im Wahlrecht so verankert sein, dass Gewählte in erster Linie der Wählerschaft rechenschaftspflichtig sind und nicht – wie derzeit -  dem Parteiapparat!  

Deployment – die „Entsendung“ von „Parteikadern“ in Ämter – bevormundet die Wählerschaft und ermächtigt die Partei und begünstigt deren Entsandte zum Nachteil einer transparenten, verantwortungsvollen und rechenschaftspflichtigen Amtsführung im Sinne der Verfassung.

Danke.
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